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E.ON begrüßt den Gesetzentwurf als wichtigen Schritt zu einer praxisnäheren und entbürokratisier-

ten Energieeffizienzregulierung. Gerade weil der Entwurf Pflichten stärker am tatsächlichen Ener-

gieverbrauch ausrichten will, sollte nun eine bestehende Rechtsunsicherheit gezielt aufgelöst wer-

den: Maßgeblich für die Schwellenwertberechnung muss die jeweilige rechtlich selbstständige Ein-

heit bleiben – nicht eine konzernweite Addition von Verbräuchen. Nur so wird die vom Gesetzgeber 

beabsichtigte Entlastung rechtssicher und vollzugstauglich erreicht. 

 
Positiv ist, dass die Pflichten zur Einrichtung von Energie- oder 
Umweltmanagementsystemen nach dem Energieeffizienzge-
setz künftig stärker an den tatsächlichen Energieverbrauch an-
knüpfen sollen. Der Schwellenwert in § 8 EnEfG wird von bislang 
7,5 GWh auf 23,6 GWh jährlichen durchschnittlichen Gesam-
tendenergieverbrauch angehoben. Auch im Energiedienstleis-
tungsgesetz wird das bisherige System neu ausgerichtet: Die 
Pflicht zur Durchführung eines Energieaudits soll künftig nicht 
mehr an die Einstufung als KMU oder Nicht-KMU anknüpfen, 
sondern an einen jährlichen durchschnittlichen Gesamtendener-
gieverbrauch von mehr als 2,77 GWh. Diese verbrauchsbezo-
gene Systematik ist sachgerecht, weil sie Pflichten zielgenauer 
ausgestaltet und Unternehmen mit geringem Energieverbrauch 
von unnötigem Aufwand entlastet. 
 
Offen bleibt jedoch, auf welcher Ebene der maßgebliche Gesam-
tendenergieverbrauch künftig zu berechnen ist. Für die Ver-
brauchsschwellen nach dem EnEfG stellt die bisherige Verwal-
tungspraxis des BAFA auf die jeweils kleinste rechtlich selbst-
ständige Einheit abgestellt. Energieverbräuche von verbunde-
nen Unternehmen oder Partnerunternehmen wurden nicht hin-
zugerechnet. Diese Praxis ist nachvollziehbar, administrierbar 
und planungssicher. Sie entspricht auch der Logik einer ver-
brauchsbezogenen Verpflichtung: Entscheidend ist der konkrete 
Energieverbrauch derjenigen rechtlichen Einheit, die die Pflicht 
erfüllen muss. 

Durch die geplante Umstellung des EDL-G von der bisherigen 
KMU-/Nicht-KMU-Anknüpfung auf eine verbrauchsbezogene 
Schwellenwertsystematik stellt sich diese Abgrenzungsfrage 
künftig auch für die Energieauditpflicht nach dem EDL-G. Der 
Gesetzentwurf schafft hierzu bislang keine ausreichende Klar-
heit. Einerseits spricht seine Entlastungslogik dafür, weiterhin 
auf die rechtlich selbstständige Einheit abzustellen. Andererseits 
nimmt der Entwurf auf Art. 11 der Energieeffizienzrichtlinie so-
wie auf die Empfehlung (EU) 2024/2002 Bezug. Diese Empfeh-
lung legt nahe, bei der Bewertung des Energieverbrauchs auch 
verbundene Unternehmen innerhalb der EU zu berücksichtigen. 
Damit entsteht das Risiko, dass sich die Verwaltungspraxis künf-
tig von der Betrachtung einzelner rechtlich selbstständiger Ein-
heiten hin zu einer konzernbezogenen Zurechnung verschiebt. 
 
Eine solche konzernbezogene Betrachtung würde die intendierte 
Entlastungswirkung erheblich schwächen. Kleinere Gesellschaf-
ten innerhalb größerer Unternehmensgruppen könnten allein 
wegen der Einbeziehung verbundener Unternehmen weiterhin 
oberhalb der Schwellenwerte liegen, obwohl sie isoliert betrach-
tet keinen entsprechend hohen Energieverbrauch aufweisen. 
Damit würden gerade solche Einheiten weiterhin Audit-, Mana-
gementsystem- oder Nachweispflichten unterliegen, die nach 
der neuen verbrauchsbezogenen Systematik eigentlich entlastet 
werden sollten. 
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Zudem wäre eine konzernweite Verbrauchsermittlung administ-
rativ aufwendig und fehleranfällig. Dies gilt insbesondere für de-
zentrale Unternehmensgruppen, Beteiligungsstrukturen, unter-
schiedliche Geschäftsmodelle oder standortbezogene Ver-
brauchsprofile. Die Pflicht würde dann nicht mehr dort ansetzen, 
wo Energieverbräuche konkret gesteuert und Effizienzmaßnah-
men praktisch umgesetzt werden können, sondern auf einer 
abstrakten Zurechnungsebene. Das wäre weder im Sinne einer 
effizienten Regulierung noch eines schlanken Verwaltungsvoll-
zugs. 
 
E.ON spricht sich deshalb dafür aus, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren ausdrücklich klarzustellen, dass für die Berech-
nung des jährlichen durchschnittlichen Gesamtendenergiever-
brauchs nach EDL-G und EnEfG jeweils die rechtlich selbststän-

dige Einheit maßgeblich ist. Rechtlich selbstständige Tochterge-
sellschaften sollten jeweils als eigenständige Unternehmen gel-
ten. Eine Addition von Energieverbräuchen von Partnerunter-
nehmen oder verbundenen Unternehmen sollte nicht erfolgen. 
Eine solche Klarstellung würde an die bisherige BAFA-Praxis 
zum EnEfG anschließen, die Anwendung der Regelungen verein-
fachen und die vom Gesetzgeber beabsichtigte Entlastung absi-
chern. E.ON unterstützt damit die grundsätzliche Neuausrich-
tung des Entwurfs hin zu einer verbrauchsbezogenen, entbüro-
kratisierenden und europarechtlich fokussierten Energieeffi-
zienzregulierung. Damit diese Zielsetzung in der Praxis erreicht 
wird, muss der Unternehmensbegriff jedoch eindeutig gefasst 
werden. Ohne ausdrückliche Klarstellung besteht das Risiko, 
dass die beabsichtigte Entlastung durch eine spätere Verwal-
tungsauslegung erheblich abgeschwächt wird. 
 

 

Formulierungsvorschlag für die Gesetzesbegründung: 
„Für die Anwendung der Schwellenwerte nach § 8 und § 9 EnEfG sowie § 8 EDL-G wird klargestellt, dass für die Bestimmung des 
verpflichteten Unternehmens auf die kleinste rechtlich selbstständige Einheit abzustellen ist, die nach handels- oder steuerrechtli-
chen Vorgaben Bücher führt und bilanziert. Erfasst sind hierbei auch deren Zweigniederlassungen, Filialen, Betriebe und Betriebs-
teile. Rechtlich selbstständige Tochtergesellschaften gelten jeweils als eigenständige Unternehmen. Eine Addition von Energiever-
bräuchen von Partnerunternehmen oder verbundenen Unternehmen zur Berechnung des Gesamtendenergieverbrauchs erfolgt 
nicht. Maßgeblich ist der Energieverbrauch der jeweiligen rechtlich selbstständigen Einheit. Diese Klarstellung gilt zugleich für die 
an die Schwellenwertprüfung anknüpfenden Nachweis-, Kontroll-, Berichts- und Sanktionsvorschriften. Dies dient der Rechtsklar-
heit, der Entbürokratisierung bei der Schwellenwertberechnung und der zielgenauen Anwendung der Vorschriften auf Unterneh-
men mit tatsächlich relevantem eigenem Energieverbrauch.“ 
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